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                                                                                                                                                     Im  April 2006

Gewerkschaft der Polizei
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen

Kreisgruppe Steinfurt
          Seniorenvertreter (APS)
    S e n i o r e n – N e w s

           ==============================================

​​_____

             ( (0 5971) 7744

(  jo-paschke@t-online.de                                                                                                         Alle News-Ausgaben sind nachzulesen
j.paschke@dgb-rheine.de                                                                                                             unter:  www.gdp-steinfurt.de/senioren
Informationsgespräch im Landtag NRW.

  Zu einem Informationsgespräch über Neuordnung, Personalabbau, Effektivität der Polizeiarbeit und Zufriedenheit der Polizeibeamten hatte MdL Elisabeth Veldhues (SPD) den erweiterten Vorstand und interessierte Kollegen der GdP-Kreisgruppe Steinfurt am 15.März nach Düsseldorf in den Landtag eingeladen. Der KG-Vorsitzende Klaus Büscher konnte den Anwesenden deutlich machen, welche Probleme mit der schon zum 01.Mai zu verwirklichenden Neuordnung der Polizei im Kreis Steinfurt auf die auf die Kollegen zukommt. In einem intensiven Meinungsaustausch. an dem auch der  

stellvertretende Fraktionsvorsitzende Rolf Jäger,

der Innenpolitische Sprecher der SPD Karsten Rudolph 

und der frühere Innenminister Fritz Behrens

teilnahmen, wurden die Probleme und Sorgen, die die Kolleginnen und Kollegen vor Ort haben, ausführlich beleuchtet. Es wurde vereinbart, weiterhin engen Kontakt zu halten.
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GdP-Kreisgruppe Steinfurt mit Elisabeth Veldhues

Landesweiter Protest gegen Wortbruch und unsoziale Politik der schwarz-gelben Landesregierung 
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Etwa 20.000 Teilnehmer der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes demonstrierten am 23.03.2006 in Düsseldorf gegen eine Politik der sozialen Ungerechtigkeit und des Wortbruchs der Landesregierung.  Der neugewählte DGB Bezirksvorsitzende Guntram Schneider machte in der Abschlusskundgebung deutlich, dass der vorgelegte Haushalt der NRW Landesregierung mehr als mangelhaft ist. Er sei schlicht auf Sparen bis hin zum Kahlschlag angelegt, beinhalte aber nicht ansatzweise das Bestreben, Wachstum zu erzielen. 
Wachstum ist aber das, was wir der Nachfolgegeneration schuldig sind. Auch auf den beabsichtigten Kahlschlag bei den Stellen in der Polizei ging Guntram Schneider mit aller Deutlichkeit ein.
Die GdP war in einem geschlossen Block, der durch Hunderte von grünen Fahnen und Transparenten besonders hervorstach, mit ca. 2000 Kolleginnen und Kollegen vertreten und forderte: 

keinen weiteren Personalabbau bei der Polizei,                                                                                                       die Erhöhung der Zahl der Einstellungsermächtigung,                                                                                              keine weiteren Kürzungen bei der Sonderzahlung,                                                                                                   

keine weitere Nullrunde bei der Besoldung,                                                                                                      Rücknahme der beabsichtigten Organisationsänderungen nach dem POG,                                                         

die Übernahme des TVöD für den Tarifbereich.                                                                                                         Der Landesvorsitzende Frank Richter: “Diese machtvolle Demonstration der Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer des öffentlichen Dienstes des Landes NRW kann und wird erst der Anfang weiterer Aktionen in Richtung schwarz-gelber Landesregierung gewesen sein. Die GdP zeigt Aktionsfähigkeit im Eintreten gegen die unsoziale Politik der Landesregierung.“
 

Wohin steuert die Polizei ?
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  Zur Podiumsdiskussion zu diesem Thema hatte die GdP des Kreises Steinfurt zum 28.März  in das Hotel Stegemann in Saerbeck-Westladbergen die innenpolitischen Sprecher der im Landtag NRW vertretenen Parteien eingeladen. 
Mehr als 80 Aktive und  Pensionäre  füllten den  Versamm​lungssaal, in dem Klaus Bü​scher,  Vorsitzender  der  Ge​werkschaft der Polizei (GdP) Steinfurt,   Karsten   Rudolph, Mitglied der Landtagsfraktion der SPD, Monika Düker, MdL der Grünen, Horst Engel, MdL FDP und ehemaliger Polizist, sowie Thomas Höner von der GdP im Bezirk Münster sich der Podiumsdiskussion stell​ten. Michael Pegel von Radio RST moderierte. Theo Kruse (CDU) hatte seine Teilnahme kurzfristig abgesagt.   

„Organisationschaos“ lautete die Überschrift in der örtlichen Presse -  „Weniger verwalten, mehr fahnden“ das Motto der Landesregierung - und „Innere Sicherheit hat ihren Preis“, das Schlagwort der GdP.  Hauptdiskussionsthema: Polizeireform mit Umsetzung schon zum 1. Mai 2006. Dabei hatte Horst Engel gegen die Politiker der Sprecher von SPD und Grünen einen schweren Stand und versuchte sich tapfer zur Wehr zu setzen und die Argumente seiner Fraktion zu bekräftigen. GdP-Kreisvorsitzender Klaus Büscher  kritisierte  nochmals, dass er es für schlicht unmöglich halte, dass 40 Beamte durch die Reform mehr auf die Straße zu bringen seien und die Trennung der Leistungsfunktionen durch die Auflösung der Polizeiinspektionen bringe mehr Schnittstellen, statt weniger.

Kaum ein gutes Haar ließen die Experten auf dem Podium an der Polizeireform.  Organisationschaos, Flickschusterei und Konzeptlosigkeit waren nur einige der Schlagworte. 

Düker und Rudolph forderten eine „Denkpause“ bei dem Reformprozess. Alle Landtagsparteien sollten nach einer Reform suchen, bei der nicht jede Polizeibehörde in NRW eine andere Organisationsform habe. Rudolph sagte deutlich, dass der Innenminister die Polizei nicht zum Experimentierfeld machen dürfe. Mehr Einstellungen forderte Thomas Höner statt weiterem Personalabbau. Horst Engel gab dazu in seinem Statement falsche Zahlen bekannt. Er behauptete, dass es 2006 keinen einzigen Polizeibeamten in NRW weniger geben werde. Nach seiner Aussage gehen jeden Tag bis 2007 nur ein Beamter in Pension. Dem wiedersprach Frau Düker  und erklärte verwies auf eine Vorlage des Ministeriums. Danach werden täglich zwei Beamte aus dem Dienst ausscheiden. Mit den etwas mehr als  400 Neueinstellungen tritt ein nicht zu verantwortender Personalabbau ein. 

Eine klare Absage erteilte Engel den Vermutungen, dass die Landesregierung eine sogenannte „Wachpolizei-Polizei light“ einzuführen wolle. Es sei, und das betonte er wiederholt lautstark, nicht geplant Sicherheitsaufgaben an private Unternehmen zu übertragen. Die Zusammenlegung von Mühlheim nach Essen und Leverkusen nach Köln, sind wohl beschlossene Sache. Gleiches gilt für die Neuzuordnung von Autobahn- und Wasserschutzpolizei. 

Personal abbauen müssen auch die IAF und die Einstellungsberater.  „Wer heute nicht den 

Weg übers Internet zur Polizei finde, sei deshalb schon ungeeignet“, so Engel. Offensichtlich scheint Herr Engel nicht zu wissen, welche Aufgaben ein Einstellungsberater hat, ansonsten hätte er nicht solche 

Aussagen getroffen. 

Auch die Dezernate 25 u. 26 sollen nach seiner Ansicht aus den Bezirksregierungen herausgenommen werden. 

 Nach zweieinhalb Stunden verließen die Beamten die Versammlung, unzufrieden, aber bereit, weiter für ihre Sache zu kämpfen.

Sitzung der Seniorenvertreter des BV Münster

  Am 17.03.2006 fand die Sitzung der Seniorenvertreter des BV Münster und BV Detmold

im Institut für Aus- und Fortbildung (IAF) in Münster im Sitzungsraum über der Mensa statt.

  Unter anderem wurde zunächst über einen Antrag zur Pflege-Zusatzversicherung pp. zum Bundesseniorenkongress in Dresden und den Ablauf der DGB-Demo (s. oben) unter Beteiligung der GdP am 23.03.2006 in Düsseldorf  lebhaft diskutiert. B. Heckenkemper machte anhand von Beispielen die besondere Dringlichkeit einer Pflege-Zusatzversicherung pp. für den Seniorenbereich deutlich.

  Zur Einsparungen im Landeshaushalt 2006 wurde erläutert, dass dabei von etwa 60 Mill. € ausgegangen werden muss.

  Von der Regierung ist auch zu befürchten, dass im Bereich der Personalratsrechte einige Einschnitte  erfolgen werden. Solche Maßnahmen werden auf den Widerstand der GdP stoßen.

  Die Umsetzung der zweigeteilten Laufbahn wird noch viele Jahre in Anspruch nehmen. Es fehlen schlichtweg die Stellen. 

  Mit einer Einführung des Digitalfunks ist wohl erst weit nach der Fußball-WM zu rechnen sein.

Zum Thema WM wurde auch das recht umfangreiche Betreuungskonzept der GdP vorgestellt

  B. Heckenkemper stellte dann seine neu überarbeitete CD für die APS in den Kreisgruppen vor und erklärte anhand von Beispielen den Inhalt und die Anwendungsbereiche, wobei er auf die Vollmachten für die Bereiche der Beihilfe und Unterbringung hinwies. 

  Er vertrat die Ansicht, dass die Klagen zur Kostendämpfungspauschale bei den Obergerichten wohl wenig  Aussicht auf Erfolg haben werde. Bis zum Urteil heißt es also abwarten.

  Zur Klarstellung der Pensions- und Rentenfragen wurde erneut darauf hingewiesen, dass Witwen mit der Heirat vor dem 31.12.2001 nach wie vor 60% erhalten. Für Witwen nach diesem Stichtag oder Witwen, die jünger als 40 Jahre sind, erfolgt die Kürzung auf 55%.

  Zukünftig werden alle Daten der von Bernd Heckenkemper erstellten CD auf der Internetseite der Bundes-GdP, Passwort geschützt, zu finden sein. Das Passwort muss bei der Bundes-GdP beantragt werden.

Aus dem Blätterwald

(auszugsweise)

Die Polizeireform wird immer konkreter. Der Verkehrsdienst wird künftig kreisweit in Emsdetten zentralisiert. Leitender Polizeidirektor Volkmann will den Verkehrsdienst um fünf zusätzliche Beamte auf 23 verstärken. Die neue Verkehrsdirektion werde in Rheine angesiedelt. Die Standorte der übrigen drei neuen Direktionen, die die Ebene der bisherigen Polizeiinspektionen ersetzen, bleiben, wie bislang bekannt, in Greven (Kriminalität) und Steinfurt (Gefahrenabwehr/Einsatz und Zentrale Aufgaben). 

Ibbenbüren erhält zwei bis drei Verkehrsberater, die bisher in Greven angesiedelt waren. 

Landrat Kubendorff meinte, dass nur Beamte aus der Stabsstelle abgezogen würden; also mehr Beamte würden dafür in den Wach- und Wechseldienst gehen.

„Für die Bevölkerung ist das eine Verbesserung „“Man muss doch fragen, welche Bedeutung hat das konkret für die Sicherheit einer Stadt“ Seine Antwort: „keine“.

 „Uns geht es darum, die innere Sicherheit zu stärken“, sagte gegenüber der lokalen Presse. Er sei „fest überzeugt“, dass die Reform Erfolg haben werde. Der Umsetzungszeitraum zum 1. Mai d. J. könne in jedem Fall gut eingehalten werden.

Dazu hat Klaus Büscher einen Pressebericht herausgebracht, in dem er sich kritisch mit dem Artikel auf der nächsten Seite auseinandersetzt. 

Woher kommen die zusätzlichen Beamten im Verkehrsdienst?

Ist es nur Unkenntnis oder wird hier versucht, mit allen Mitteln etwas schön zu reden? In dem Artikel wird versucht, den Bürgerinnen und Bürgern in Ibbenbüren einzureden, dass durch die Reform mehr Beamte aus den „Amtsstuben“ in den Wach- und Wechseldienst (WWD) kommen und dadurch die Sicherheit erhöht wird.  Vergessen wird dabei, dass gerade in diesen „Amtsstuben“ oftmals Beamte und Beamtinnen ihren Dienst tun, die auf Grund gesundheitlicher Probleme gar nicht mehr im gesundheitlich außerordentlich belastenden Wach- und Wechseldienst eingesetzt werden können. Woher kommen also die zusätzlichen Beamten für den Verkehrsdienst? 

Die Antwort ist einfach – eben aus dem Wach- und Wechseldienst. Daneben sollen nach dem Willen des Landrates noch zusätzliche Bezirksdienstbeamte eingesetzt werden. Auch hier wird sich ein Großteil aus dem Wach- und Wechseldienst rekrutieren. Eine Verstärkung des rund-um-die-Uhr-Dienstes Wach und Wechseldienst wird es definitiv nicht geben. Im Gegenteil, in den einzelnen Standorten werden zukünftig weniger Beamte ihren Dienst im WWD  versehen. Es soll an dieser Stelle nicht schwarz gemalt werden, aber die Einwohner in unserem Kreis haben einen Anspruch darauf, bereits im Vorfeld zu wissen, welche tatsächlichen Auswirkungen die Polizeireform haben wird. 

Recht hat Herrn Kubendorff, dass die Anbindung an eine Direktionsleitung keine unmittelbare Auswirkung auf die Sicherheit haben wird. Das die Anbindung von zwei bis drei Verkehrssicherheitsberatern in Ibbenbüren als  Verstärkung verkündet wird, spiegelt nicht die tatsächlichen Verhältnisse wieder. Die Beamten versehen ihren Dienst bereits jetzt in den Schulen, Kindergärten und Seniorenheimen der verschiedenen Städte und Gemeinden und erhalten jetzt lediglich einen Büroarbeitsplatz in Ibbenbüren. Davon versieht ein Beamter bereits in Ibbenbüren seinen Dienst, der zweite Beamte ist für den Bereich Emsdetten zuständig und wird in Ermangelung von Raumkapazitäten in Emsdetten in der Ibbenbürener Dienstselle seine Schreibtischtätigkeiten erledigen. Zuvor wurden diese Bürotätigkeiten in Greven durchgeführt.

Von einem Gewinn für den Standort Ibbenbüren kann also keine Rede sein, zumal der bisherige Einsatztrupp der PI Ibbenbüren nunmehr ebenfalls in Rheine seinen Dienst versehen wird und von dort für das gesamte Kreisgebiet zuständig ist. Wie sich die längeren Anfahrtswege auf die Arbeitszeit und die Benzinkosten auswirken, wird sich im Laufe des Jahres zeigen. 

Energisch widersprechen muss ich Herrn Kubendorff in seiner These, die Gewerkschaften unterstützen lediglich die Beamten in ihrem Bemühen, sich vor dem unbequemen Außen-dienst zu drücken und nur ihm sei daran gelegen die Innere Sicherheit zu stärken.

Die Gewerkschaft der Polizei hat seit ihrer Gründung 1952 zu jeder Zeit aktiv an der Verbesserung der Inneren Sicherheit mitgewirkt und konstruktive Vorschläge eingebracht. 

Es ist einfach, organisationstheoretisch Kästchen auf ein Blatt Papier zu malen. Die Theorie wird aber schnell von der Realität eingeholt, wenn aus den Kästchen Menschen werden, die z.B. aus gesundheitlichen Gründen nur eingeschränkt dienstfähig sind. Diesen Kolleginnen und Kollegen, die trotz dieser Einschränkungen wertvolle und notwendige Arbeit für die Polizei leisten, gilt es zu helfen. Und genau das tun wir. 

Das die Polizei vor Veränderungen steht und es Reformen geben muss, steht außer Frage!

Über das Wie kann man streiten. Wenn aber eine Reform durchgeführt wird, dann bitte mit Zahlen und Fakten, die für jedermann nachvollziehbar sind. 

Nur so können sich die Bürgerinnen und Bürger ein richtiges Bild machen.  

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Büscher

Euer
Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke-
GdP-Mitglied heißt aktiv zu sein.
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